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Große Anfrage 

der Abgeordneten Uldall, Doss, Dr. Faltlhauser, Dr. Friedmann, Wissmann 
und der Fraktion der CDU/ CSU sowie der Abgeordneten Dr. Solms, Dr. Weng 
(Gerlingen), Frau Seiler-Albring, Zywietz, Grünbeck, Rind, Beckmann 
und der Fraktion der FDP 


Rückführung des staatlichen Sektors in der Volkswirtschaft 


Die Bundesregierung hat immer wieder betont, daß sie eine 
besondere Zielsetzung ihrer Politik in der Reduzierung des staat- 
lichen Sektors sieht. So heißt es in der Regierungserklärung vom 
5. Mai 1983, „Wir führen den Staat auf den Kern seiner Aufgaben 
zurück, damit er sie wirklich zuverlässig erfüllen kann", und in 
der Regierungserklärung vom 18. März 1987 heißt es: „Mehr 
Chancen für die Privatinitiative sind tragende Elemente der sozia- 
len Marktwirtschaft. Mit der weiteren Privatisierung öffentlicher 
Beteiligungen werden wir den Markt und den Wettbewerb stär- 
ken." 

Je stärker der staatliche Einfluß ist, desto geringer sind die Entfal- 
tungsmöglichkeiten für den einzelnen Bürger und für die privaten 
Unternehmer. Das Zurückdrängen des staatlichen Sektors bedeu- 
tet deswegen auch mehr Freiheit für den einzelnen und mehr 
Spielraum für die Unternehmen. Weniger Reguherung schafft 
höhere Rexibilität für die Betriebe. 

Für das Zurückdrängen des staatlichen Einflusses gibt es eine 
Reihe von Ansatzpunkten. Als wichtigstes ist eine zurückhaltende 
Haushaltsführung zu nennen. Weitere Maßnahmen sind Maßnah- 
men zur Steuersenkung, Subventionsabbau, die Aufhebung un- 
nötiger Reglementierungen, die Veräußerung von Staatsbesitz, 
der für die Erfüllung der staatlichen Aufgaben nicht benötigt wird, 
sowie die verstärkte Auftragsvergabe von internen Dienstleistun- 
gen an private Anbieter. 

Eine Änderung der Rahmenbedingungen für die Gesellschaft 
kann sich nur langfristig entwickeln. Auswirkungen einer geän- 
derten Pohtik sind erst nach mehreren Jahren zu spüren. Sechs 
Jahre nach Bildung der Regierung durch diese Koalition sollten 
deshalb erste nachprüfbare Ergebnisse festzustellen sein. 
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Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Welche Entwicklung verzeichnet der staatliche Sektor in der 
Bundesrepublik Deutschland und in den Volkswirtschaften 
der OECD-Länder? 

2. Wie haben sich in den Jahren seit 1983 entwickelt 

a) die Staatsquote (Ausgaben von Bund, Ländern, Gemeinden 
und Sozialversicherung, bezogen auf das Bruttosozialpro- 
dukt), 

b) die Abgabenquote (Steuern, Beiträge zur Sozialversiche- 
rung, bezogen auf das Bruttosozialprodukt), 

c) die Steuerquote (Steuern von Bund, Ländern und Gemein- 
den, bezogen auf das Bruttosozialprodukt), 

d) die Wachstumsraten, des Bimdeshaushalts im Vergleich zu 
den Wachstumsraten des Bruttosozialprodukts, 

e) die Neuverschuldung des Bundes, bezogen auf das Brutto- 
sozialprodukt? 

3. Wie lauten hierzu die Vergleichszahlen für die Jahre 1960, 
1965, 1970, 1975, 1980, 1981 und 1982? 

4. Wie hat sich in diesen Jahren die Zahl der Beschäftigten beim 
Bund (Beamte, Angestellte, Arbeiter; ohne Angehörige der 
Bundeswehr) absolut und in Prozent zur Gesamtzahl der Be- 
schäftigten entwickelt? 

5. Welche wesentlichen Ergebnisse brachten die Bemühungen 
der Bundesregierung bei der Entbürokratisierung? Wie sehen 
die weiteren Vorstellungen der Bundesregierung für die Dere- 
gulierung aus? 

a) Welche Schritte hat die Bundesregierung unternommen, 
um regiüierte Branchen stärker für den Wettbewerb zu öff- 
nen? ln welchen Bereichen ist nach Auffassung der Bundes- 
regierung eine Marktöffnung auch im Hinblick auf den ge- 
meinsamen Binnenmarkt und den verstärkten internatio- 
nalen Wettbewerb geboten? 

b) Welche Maßnahmen hat der Bund eingeleitet, um den 
Anteil der Dienstleistungen zu erhöhen, die von privaten 
Anbietern für staatliche Institutionen erbracht werden? ln 
welchen Bereichen sieht die Bundesregierung weitere 
Möglichkeiten, staatliche Dienstleistungen ganz oder teil- 
weise auf private Anbieter zu übertragen? 

c) Wie beurteilt die Bundesregierung die Chancen, durch ver- 
stärkte internationale Kooperation das freie Welthandels- 
system zu stärken? Welche Möglichkeiten sieht die Bundes- 
regierung, die vielfältigen staatlichen Eingriffe in den 
freien Austausch von Waren, Dienstleistungen und Kapital 
zu begrenzen? 

6. Wie hat sich die Zahl der Bundesunternehmen in privater 
Rechtsform seit 1982 entwickelt? 

7. Welche (direkt und mittelbar gehaltenen) Unternehmensbe- 
teiligungen wurden seit 1982 mit welchen Anteilen veräußert? 
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8. Welche Umsätze und Mitarbeiterzahlen verkörpern diese 
Unternehmen? 

9. Welche Erlöse wurden mit der Veräußerung der Unterneh- 
mensbeteiligungen erzielt? 

10. Wie hoch ist die jährliche Zinsentlastung für den Bundeshaus- 
halt zu veranschlagen, wenn man unterstellt, daß ohne den 
Veräußerungserlös von Unternehmensbeteiligungen die Neu- 
verschuldung des Bundes entsprechend höher ausgefallen 
wäre? 

11. In welcher Höhe sind ab 1982 Gewinnabführungen der Unter- 
nehmen mit Bundesbeteihgung angefallen? 

12. In welcher Höhe war der Bund ab 1982 gezwungen, bei 
Unternehmen mit Bundesbeteiligung Kapitalzuführungen 
aufgrund von Verlusten durchzuführen? Wie lauten die Ver- 
gleichszahlen für die 70er Jahre? 

13. Wie hoch ist das finanzielle Volumen des sonstigen nicht > 
benötigten Staatsvermögens, das veräußert wurde (Gebäude, 
Grundbesitz, landwirtschaftliche Güter und Forsten)? 

14. Wie haben sich die Subventionsquoten des Bundes gegenüber 
den 70er Jahren entwickelt, und wie sehen die Planungen im 
Rahmen der Mittelfristigen Finanzplanung aus 

a) bei den Finanzhilfen, bezogen auf die Ausgaben, 

b) bei den Steuervergünstigungen, bezogen auf die Steuerein- 
nahmen (unter Berücksichtigung der Beschlüsse des Deut- 
schen Bundestages vom 23. Juni 1988), 

c) bei den Finanzhilfen und Steuervergünstigungen, bezogen 
auf das Bruttosozialprodukt? 

15. Wie werden sich Staatsquote, Ausgabenquote und Steuer- 
quote in den Jahren nach 1990 entwickeln unter Berücksichti- 
gung der bereits verabschiedeten Steuerreform und der ge- 
planten Gesundheitsreform, und wie würden diese Quoten 
sich ohne die genannten Reformen entwickeln? 

16. Welche weiteren Privatisierungsmaßnahmen von Bundesbe- 
teiligungen bereitet die Bundesregierung gegenwärtig vor? 
Welche Beteiligungen sowie Anteile von Beteiligungen sollen 
zu welchem Zeitpunkt veräußert werden? 


Bonn, den 3. Mai 1989 


Uldall 

Doss 

Dr. Faltlhauser 
Dr. Friedmann 
Wissmann 

Dr. Dregger, Dr. Bötsch und Fraktion 


Dr. Solms 

Dr. Weng (Gerlingen) 

Frau Seiler- Albring 

Zywietz 

Grünbeck 

Rind 

Beckmann 

Mischnick und Fraktion 
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